
Mit dem Gesetz zur Anpassung von Dienst- und Versorgungsbezügen und Änderung  
dienstrechtlicher Vorschriften (BVAnp-ÄG 2022) vom 15.11.2022 (GBl. S. 540) treten  

u.a. Änderungen in Kraft,  
die für die nach der Protokollerklärung zu § 13 TVÜ-Länder und den Durchführungshinweisen  
hierzu im Wege des Besitzstandes noch beihilfeberechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 

nehmer des Landes entsprechend gelten. 

Kostendämpfungspauschale 

Die Beihilfe wird für jedes Kalenderjahr um eine Kostendämpfungspauschale gekürzt, deren Höhe sich nach 
den Besoldungsgruppen richtet (vgl. § 15 Absatz 1 Beihilfeverordnung). 
Bei Personen in der Entgeltgruppe E6 erfolgt kein Abzug der Kostendämpfungspauschale für ab 1. Januar 2023 
in Rechnung gestellte Aufwendungen (Rechnungsdatum). Die Kostendämpfungspauschale wird für ab 1. Januar 
2023 in Rechnung gestellte Aufwendungen erst ab der Entgeltgruppe E 7 erhoben. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg 
und anderer Rechtsvorschriften vom 15. Oktober 2020 (GBl. S. 914) treten u.a. Änderungen im  

Landesbeamtengesetz (LBG) in Kraft,  
die für die nach der Protokollerklärung zu § 13 TVÜ-Länder und den Durchführungshinweisen  
hierzu im Wege des Besitzstandes noch beihilfeberechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 

nehmer des Landes entsprechend gelten. 

Die Änderungen umfassen folgende Punkte: 

1.  Beihilfefähigkeit der Aufwendungen von Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen  
und Lebenspartnern in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2020:  

Die Absenkung der Einkommensgrenze für berücksichtigungsfähige Ehegatten und eingetragene Lebens-
partner von 18.000 EUR auf 10.000 EUR wird rückgängig gemacht. 

Somit sind Aufwendungen von Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern grund-
sätzlich beihilfefähig, wenn deren Gesamtbetrag der Einkünfte im Sinne des § 2 Absatz 3 Einkommensteuerge-
setz (EStG) zuzüglich der Einkünfte aus Kapitalvermögen in mindestens einem der beiden Kalenderjahre vor 
Stellung des Beihilfeantrags 18.000 Euro nicht übersteigt. 

2.  Beihilfefähigkeit der Aufwendungen von Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen  
und Lebenspartnern ab 1. Januar 2021 

Aufwendungen von Ehegattinnen und Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern, welche ab  
1. Januar 2021 entstanden sind, sind grundsätzlich beihilfefähig, wenn deren beihilferechtlich relevanten Ein-
künfte (Gesamtbetrag der Einkünfte im Sinne des § 2 Absatz 3 EStG zuzüglich der Einkünfte aus Kapitalvermö-
gen und ausländischer Einkünfte, s.u.) in mindestens einem der beiden Kalenderjahre vor Stellung des Beihilfe-
antrags 20.000 Euro nicht übersteigt 

Beihilferechtlich relevante Einkünfte:  
Bisher wurde nur auf den steuerrechtlichen Begriff des Gesamtbetrags der Einkünfte nach § 2 Absatz 3 Einkom-
mensteuergesetz abgestellt. Zukünftig wird dieser Begriff beihilferechtlich umfassender definiert, mit folgenden 
Auswirkungen: 



 Hinzuzurechnen sind ausländische Einkünfte, für die die Ehegattin oder der Ehegatte, die Lebenspart-
nerin oder der Lebenspartner zu einer der deutschen Einkommensteuer entsprechenden Steuer her-
angezogen wird. Diese ausländischen Einkünfte sind bei der Berechnung der Einkünftegrenze mit ih-
rem Jahresbetrag zu berücksichtigen.  

 Bei Renten mit erstmaligem Rentenbeginn ab dem 1. Januar 2021 gilt Folgendes: Sind im Gesamtbe-
trag der Einkünfte Leibrenten und andere Leistungen im Sinne des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe 
a Doppelbuchstabe aa und bb EStG enthalten, werden diese für die beihilferechtliche Einkünftegrenze 
mit dem Jahresbetrag der Rente abzüglich des Werbungskosten-Pauschbetrags (oder höherer nach-
gewiesener Werbungskosten) erfasst; die Regelungen des Besteuerungsanteils (§ 22 Nummer 1 Satz 
3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Satz 3 EStG) sowie des Ertragsanteils (§ 22 Nummer 1 Satz 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Satz 3 EStG) finden keine Anwendung. 

 Bei Renten mit erstmaligem Rentenbeginn vor dem 1. Januar 2021 verbleibt es bei dem Rentenbetrag, 
der im Steuerbescheid im Gesamtbetrag der Einkünfte enthalten ist.  

 Beihilferechtlich sind die Einkünfte aus Kapitalvermögen bei der Erklärung zum Einkommen der Ehe-
gattin/des Ehegatten immer zu berücksichtigen, unabhängig davon, ob sie auf Grund der Regelungen 
zur Abgeltungssteuer im Rahmen der Einkommenssteuererklärung zu erklären sind oder nicht. 

3.  Kostendämpfungspauschale 

Die Beihilfe wird für jedes Kalenderjahr um eine Kostendämpfungspauschale gekürzt, deren Höhe sich nach 
den Besoldungsgruppen richtet (vgl. § 15 Absatz 1 Beihilfeverordnung). 
Bei Personen in der Entgeltgruppe E5 erfolgt kein Abzug der Kostendämpfungspauschale für ab 1. Januar 2021 
in Rechnung gestellte Aufwendungen (Rechnungsdatum). Die Kostendämpfungspauschale wird für ab 1. Januar 
2021 in Rechnung gestellte Aufwendungen erst ab der Entgeltgruppe E 6 erhoben. 



Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2013/2014 vom 18. Dezember 2012 (GBl. S. 677)  
treten u.a. Änderungen der Beihilfeverordnung - BVO - in Kraft,  

die für die nach der Protokollerklärung zu § 13 TVÜ-Länder und den Durchführungshinweisen 
hierzu im Wege des Besitzstandes noch beihilfeberechtigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer des Landes entsprechend gelten. 

Diese Änderungen umfassen folgende Punkte: 

1. Änderung der Einkommensgrenze für berücksichtigungsfähige Ehegatten und eingetragene 
Lebenspartner gemäß § 5 Abs. 4 Nr. 4 BVO 

Ab dem 1. Januar 2013 wird die Einkommensgrenze für berücksichtigungsfähige Ehegatten und        ein-
getragene Lebenspartner von 18.000 EUR auf 10.000 EUR abgesenkt. Maßgeblich ist weiterhin        der 
jeweilige Gesamtbetrag der Einkünfte nach § 2 Abs. 3 Einkommensteuergesetz in den beiden        Ka-
lenderjahren vor der Stellung des Beihilfeantrags. Wird in beiden Kalenderjahren die Einkommens-        
grenze von 10.000 EUR überschritten, sind die Aufwendungen nicht beihilfefähig. Wird jedoch im        
Jahr der Stellung des Beihilfeantrags die Einkommensgrenze voraussichtlich nicht überschritten,        
kann Beihilfe unter dem Vorbehalt des Widerrufs gewährt werden. 

Der neue Gesamtbetrag der Einkünfte von 10.000 EUR gilt für 

 am 31. Dezember 2012 vorhandene Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, die gesetzlich 
versichert sind. 

 ab 1. Januar 2013 durch Heirat oder Verpartnerung hinzukommende berücksichtigungsfähige 
Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, unabhängig vom Versicherungsverhältnis. 

 am 31. Dezember 2012 vorhandene Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, wenn sie nach 
dem 31. Dezember 2012 von der privaten in die gesetzliche Krankenversicherung wechseln. 

Der bisherige Gesamtbetrag der Einkünfte von 18.000 EUR gilt für 

 am 31. Dezember 2012 vorhandene Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, die nicht ge-
setzlich versichert sind. 

 am 31. Dezember 2012 vorhandene Ehegatten und eingetragene Lebenspartner, wenn sie nach 
dem 31. Dezember 2012 von der gesetzlichen in die private Krankenversicherung wechseln. 

Für alle bis spätestens drei Monate nach der Verkündung des Haushaltsbegleitgesetzes entstandenen 
Aufwendungen wurde in einer Übergangsregelung festgelegt, dass sie wie bisher unter Beachtung der 
Einkommensgrenze von 18.000 EUR dem Grunde nach beihilfefähig sind. 

Wegen der Änderung der Einkommensgrenze wird das LBV den Beihilfeantragsvordruck (LBV 301)       
unter der Nummer 7 - Gesamtbetrag der Einkünfte des Ehegatten/eingetragenen Lebenspartners -        
der geänderten Rechtslage anpassen. Um die Beihilfebearbeitung beim LBV durch Rückfragen        nicht 
zu verzögern, sollte ab 2013 ausschließlich der neue Vordruck verwendet werden. 



2.    Änderung der jährlichen Kostendämpfungspauschalen gemäß § 15 Abs. 1 BVO 

       Die Kostendämpfungspauschalen werden wie folgt angepasst: 

       Stufe               Entgeltgruppen bzw. außertarifliche Entgelte                    Beträge in Euro 

         1                   Entgeltgruppen 5 bis 6 und K 4a                                                  90 

         2                   Entgeltgruppen 7 bis 9 und K 7a bis K 9d                                  100 

         3                   Entgeltgruppen 10 bis 11 und K 10a bis K 11b                          115 

         4                   Entgeltgruppen 12 und K 12a und außertarifliche                      150 
                              Entgelte entsprechend den Besoldungsgruppen 
                              C1 bis C3 

         5                   Entgeltgruppen 13 bis 14 und außertarifliche Ent-                     180 
                              gelte entsprechend den Besoldungsgruppen A 13 
                              bis A 14, R1, W1  

         6                   Entgeltgruppen 15 bis 15 Ü und außertarifliche                         225 
                              Entgelte entsprechend den Besoldungsgruppen 
                              A 15 bis A 16, R 2, C 4, W 2 

         7                   Außertarifliche Entgelte entsprechend den Besol-                     275 
                              dungsgruppen B 1 bis B 2, W 3 

         8                   Außertarifliche Entgelte entsprechend den Besol-                     340 
                              dungsgruppen B 3 bis B 5, R 3 bis R 5 

         9                   Außertarifliche Entgelte entsprechend den Besol-                     400 
                              dungsgruppen B 6 bis B 8, R 6 bis R 8 

        10                  Außertarifliche Entgelte entsprechend höheren                         480 
                              Besoldungsgruppen 

Die geänderten Kostendämpfungspauschalen gelten für Aufwendungen, die nach dem 31. Dezember 
2012 in Rechnung gestellt werden. 

3.    Begrenzung der beihilfefähigen Material- und Laborkosten bei zahnärztlichen Behandlungen 

Nicht beihilfefähig sind die bei zahnärztlichen Behandlungen nach den Abschnitten C, F und H        des 
Gebührenverzeichnisses der GOZ entstandenen Aufwendungen für Auslagen, Material- und        Labor-
kosten nach § 4 Abs. 3 und § 9 der GOZ, soweit sie 70% der ansonsten beihilfefähigen        Aufwen-
dungen übersteigen. Hierbei handelt es sich um Auslagen, Material- und Laborkosten für z.B. Voll- und 
Teilkronen, Brücken und Prothesen, Aufbissbehelfen. Die Begrenzung betrifft nicht die nach der GOZ 
abgerechneten Leistungen des Zahnarztes, sondern nur die in Rechnung gestellten Auslagen, Material- 
und Laborkosten. Sie gilt nicht, wenn die zahnärztliche Behandlung vor dem 1. Januar 2013 begonnen 
wurde und bis spätestens 31. Dezember 2013 abgeschlossen wird. 
Diese nur für noch beihilfeberechtigte privat krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-       neh-
mer einschlägige Neuregelung ersetzt den bisher bestehenden Ausschluss der Beihilfefähigkeit        von 
Mehraufwendungen für Keramik- und Verblendkronen bei den Zähnen 6 - 8 in Höhe von 45 EUR        pro 
Krone. 



Nach Nummer 6 der 

Bekanntmachung des Finanzministeriums 

betreffend die Weiterverwendung der Hinweise zur Durchführung der Tarifverträge 

über die Gewährung von Beihilfen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes  

vom 13.04.2007, Az.: 1-0392.3-01/3 (nachfolgend aufgeführt)  

finden künftige Änderungen der Beihilfevorschriften für entsprechende Beamtinnen und Beamte  
des Landes, soweit einschlägig, Anwendung. 

1.  

Mit Haushaltsbegleitgesetz 2012 vom 14.02.2012 (GBl. S.25) wurde die Kostendämpfungspauschale 
erhöht. Für Aufwendungen, die nach dem 31.12.2011 in Rechnung gestellt wurden, beträgt die Kosten-
dämpfungspauschale in den 

 Entgeltgruppen 5 bis 9 und KR 4a bis 9d = 94 Euro (Stufe 1) 
 Entgeltgruppen 10 bis 12 und KR 10a bis 12a = 113 Euro (Stufe 2) 
 Entgeltgruppen 13 bis 15Ü und außertarif- 

liche Entgelte entsprechend den Besoldungs- 
gruppen A 13 bis A16, B1 und B2, R1 und  
R2, C1 bis C3, W1 und W2 = 150 Euro (Stufe 3) 

 Außertarifliche Entgelte entsprechend den  
Besoldungsgruppen B3 bis B6, R3 bis R6,  
C4, W3  = 225 Euro (Stufe 4) 

  Außertarifliche Entgelte entsprechend  
      höherer Besoldungsgruppen = 338 Euro  (Stufe 5). 

2. 

Beihilfe zu den Aufwendungen für Wahlleistungen im Krankenhaus

Für beihilfeberechtigte Arbeitnehmer, die bereits vor dem 1. April 2004 Beihilfe zu den Aufwendungen für Wahl-
leistungen im Krankenhaus (Zweibettzimmer, Chefarztbesuch) erhalten konnten - das sind die am 31. März 
2004 nicht pflichtversicherten Arbeitnehmer ohne Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V (vgl. 
nachstehende Teilziffer 4.6 der Hinweise vom 17.Januar 2005) und die am 31. März 2004 privat kranken-
versicherten Arbeitnehmer - gilt ab 1. April 2004 § 6 a Abs. 2 BVO entsprechend. Der Beihilfebeitrag beträgt ab 
01.02.2012 monatlich 22 Euro.

Soweit diese Arbeitnehmer teilzeitbeschäftigt sind, wird der Betrag von monatlich 22 Euro entsprechend dem 
Beschäftigungsumfang anteilig erhoben. Besteht für volle Kalendermonate (z.B. wegen Ablaufs der Kranken-
bezugsfrist) kein Anspruch auf Bezüge, ist der Betrag von 22 Euro nicht zu zahlen. Endet die Beihilfeberech-
tigung im Laufe eines Kalendermonats (z.B. wegen Beurlaubung ohne Bezüge, Elternzeit), wird der Betrag von 
22 Euro anteilig erhoben.



Bekanntmachung des Finanzministeriums 
betreffend die Weiterverwendung der Hinweise  

zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung von  
Beihilfen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes

Vom 13.04.2007, Az.: 1-0392.3-01/3 

I. 

Am 19. Mai 2006 hat sich die Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) mit den Gewerkschaften ver.di 
und dbb tarifunion auf ein neues Tarifrecht für die Länder geeinigt. Der auf der Grundlage dieser Eini-
gung vereinbarte Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 12.Oktober 2006 ist, 
zusammen mit dem Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigen der Länder in den TV-L und zur Re-
gelung des Übergangsrechts (TVÜ-Länder) gleichen Datums, am 1. November 2006 in Kraft getreten. 
Das neue Tarifrecht hat die bisher geltenden Manteltarifverträge BAT und MTArb einschließlich der 
Mehrzahl der ergänzenden Tarifverträge abgelöst, so auch die Tarifverträge über die Gewährung von 
Beihilfen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes. 

Nach der Protokollerklärung (PE) zu § 13 TVÜ-Länder bleiben Ansprüche aufgrund von Regelungen für 
die Gewährung von Beihilfen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Krankheitsfall für übergelei-
tete Beschäftigte, die am 31.Oktober 2006 noch  Anspruch auf Beihilfe haben, unberührt. Änderungen 
in den Beihilfevorschriften für Beamte kommen hiernach zur Anwendung, soweit auf Landes- bzw. Bun-
desvorschriften Bezug genommen. 

Die bisherigen Hinweise zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung von Beihilfen an An-
gestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes, zuletzt geändert durch die Bekanntmachung des 
Finanzministeriums vom 17.Januar 2005, sind daher – auch wenn die Beihilfeverträge selbst durch den 
TV-L in Verbindung mit dem TVÜ-Länder ersetzt worden sind – als Regelungen im Sinne der PE zu § 
13 TVÜ-Länder weiterhin anzuwenden und zwar mit folgenden Maßgaben: 

1. Die PE zu § 13 TVÜ-Länder, nach der ein bisher noch bestehender Beihilfeanspruch erhalten bleibt, 
gilt nur für solche übergeleiteten Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis ununterbrochen fortbesteht. 
Hierauf wird zur Klarstellung nochmals ausdrücklich hingewiesen.  

2. Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen der in Nummer 1 genannten anspruchsberechtigten Be-
schäftigten für nicht selbst beihilfeberechtigte Kinder richtet sich – vorbehaltlich des § 3 Abs. 1 Nr. 2 
BVO – danach, ob die Kinder nach den bis zum IN-Kraft-Treten des neuen Tarifrechts (TV-L, TVÜ-
Länder) am 1. November 2006 geltenden manteltarifvertraglichen Bestimmungen beim Familien-, 
Orts- bzw. Sozialzuschlag berücksichtigungsfähig wären. Für die Beihilfefähigkeit ist nicht Voraus-
setzung, dass diese Kinder vor dem 1. Januar 2007 geboren wurden und damit die Zahlung einer 
Besitzstandszulage nach § 11 Abs. 1 TVÜ-Länder auslösen. 

3. Soweit in den Hinweisen zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung von Beihilfen an 
Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes bisher auf Bestimmungen des BAT bzw. MTArb 
Bezug genommen wird, ist ab 1. November 2006 auf die entsprechenden Bestimmungen des TV-L 
in Verbindung mit dem TVÜ-Länder abzuheben. 

4. Die Kostendämpfungspauschale ist auf die in Nummer 1 genannten anspruchsberechtigten Be-
schäftigen ab 1. November 2006 mit folgender Staffelung anzuwenden: 

 Entgeltgruppen 5 bis 9 und KR 4a bis 9d = 75 Euro (Stufe 1) 
 Entgeltgruppen 10 bis 12 und KR 10 bis 12d = 90 Euro (Stufe 2) 
 Entgeltgruppen 13 bis 15Ü und außertarif- 

liche Entgelte entsprechend den Besoldungs- 
gruppen A 13 bis A16, B1 und B2, R1 und  
R2, C1 bis C3  = 120 Euro (Stufe 3) 

 Außertarifliche Entgelte entsprechend den  
Besoldungsgruppen B3 bis B6, R3 bis R6, C4 = 180 Euro (Stufe 4). 

5. Aufwendungen, die von den Krankenkassen nicht ersetzt werden, weil in Nummer 1 genannte an-
spruchsberechtigte Beschäftigte einen nach dem GLV-Wettbewerbsstärkungsgesetz – GKV-WSG 
vom 26.März 2007 (BGBl. I S. 378) zugelassenen Wahltarif vereinbart haben, sind nicht beihilfefä-
hig. 

6. Künftige Änderungen des Beihilfevorschriften für entsprechende Beamtinnen und Beamte des Lan-
des finden, soweit einschlägig, auch auf die in Nummer 1 genannten anspruchsberechtigten Be-
schäftigten Anwendung. 



Hinweise 
zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung 

von Beihilfen an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende 
des Landes 

Vom 4. September 1997
zuletzt geändert durch die Bekanntmachung des Finanzministeriums 

vom 17. Januar 2005, Az - 1-0392.3-01/3 

Der Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 (GABI. S. 528; Die Justiz 1964 S. 255; K.u.U. 1964 S. 1007) über die 
Gewährung von Beihilfen an Angestellte, Lehrlinge und Anlernlinge des Landes und der Tarifvertrag vom 
26. Mai 1964 (GABI. S. 474; Die Justiz S. 252; K.u.U. S. 1009) über die Gewährung von Beihilfen an Arbeiter, 
Lehrlinge und Anlernlinge des Landes - nachstehend ,,Arbeitnehmer” genannt – als die im Sinne von § 40 
BAT, § 46 MTArb, § 20 MTV Azubl, § 20 TV Schüler/-Innen/KrPfIG/ HebG und § 18 TV AIP jeweils geltende 
Bestimmung sind von den Gewerkschaften zum 30. September 1970 gekündigt worden. Da die Tarifver-
handlungen bisher nicht zum Abschluss neuer Tarifverträge geführt haben, gelten die gekündigten Tarifver-
träge nach § 4 Abs. 5Tarifvertragsgesetz (TVG)weiter, bis neue Vereinbarungen an ihre Stelle treten. 

Die Mitgliederversammlung der Tarifgemeinschaft deutscher Länder hat in ihrer 3./97.-Sitzung am 22. April 1997 
die Auffassung vertreten, dass die Gewährung von Beihilfe an Arbeitnehmer künftig in dem rechtlich zulässigen 
Rahmen ausgeschlossen werden soll.

Im Hinblick auf diese Entschließung wird hiermit bestimmt, dass die gekündigten Beihilfetarifverträge nur noch 
auf solche Arbeitnehmer angewandt werden dürfen, deren Arbeitsverhältnisse zum Land bereits vor dem 1. 
Oktober 1997 begründet wurden, solange diese Arbeitsverhältnisse ununterbrochen fortbestehen. Auf nach 
dem 30. September 1997 begründete Arbeitsverhältnisse sind die Beihilfetarifverträge nicht mehr anzuwen-
den mit der Folge, dass diesen Arbeitnehmern keine Beihilfe gewährt werden kann. Um den Ausschluss des 
Beihilfeanspruchs in diesen Fällen ausdrücklich zu bekunden, werden die personalverwaltenden Stellen des 
Landes gebeten, in den abzuschließenden Arbeitsverträgen usw. die auf den manteltarifvertraglichen Beihil-
febestimmungen (z.B. § 40 BAT, § 46 MTArb) beruhenden Beihilfetarifverträge für nicht anwendbar zu erklä-
ren). Das Landesamt für Besoldung und Versorgung hat die Musterarbeitsverträge entsprechend angepasst. 

Der Ausschluss des Beihilfeanspruchs in den vorgenannten Fällen ist rechtlich nicht zu beanstanden. Dies hat 
das Bundesarbeitsgericht in seinen Urteilen vom 25. Oktober 2001 - 6 AZR 560/00, 6 AZR 561/00 und 6 AZR 
578/00 – bestätigt. 

1) Diese Anordnung erfasst auch einen vor dem 1. Oktober 1997 abgeschlossenen befristeten Arbeitsvertrag, 
der nach dem 30. September 1997 verlängert oder auf einen unbefristeten Arbeitsvertrag umgestellt wird. 

Bei der Weiteranwendung der Beihilfetarifverträge auf die anspruchsberechtigten Arbeitnehmer ist Folgendes zu 
beachten: 

1 Zu § 1: 

1.1 Grundsätzlich sinngemäße Anwendung der für die Landesbeamten jeweils geltenden Beihilfevor-
schriften 

Es wird auf die Verordnung des Finanzministeriums über die Gewährung von Beihilfe in Geburts-, Krankheits-, 
Pflege- und Todesfällen (Beihilfeverordnung - BVO -) vom 28. Juli 1995 (GBI. S. 561) in der jeweils geltenden 
Fassung und die im Landesbeamtengesetz bezüglich der Beihilfe enthaltenen Vorschriften verwiesen. Diese 
und die Verwaltungsvorschriften dazu finden auch auf die Arbeitnehmer sinngemäß Anwendung, soweit sich 
aus den Beihilfetarifverträgen und den nachfolgenden Hinweisen nichts Abweichendes ergibt.

Für die Zuordnung der beihilfeberechtigten Arbeitnehmer zur maßgeblichen Stufe der Kostendämpfungs-
pauschale (§ 15 Abs.1 BVO) ist die in § 11 BAT enthaltene Übersicht zur Vergleichbarkeit der Besoldungs-
/Vergütungsgruppen heranzuziehen (Angestellte) bzw. auf die in den VwV-Haushaltsvollzug als vergleichbar 
bezeichneten Besoldungs-/Lohngruppen abzuheben (Arbeiter). Lässt sich hiernach eine Vergleichbarkeit nicht 
herstellen, weil für den beihilfeberechtigten Arbeitnehmer ein besonderes Vergütungssystem gilt, ist § 15 Abs. 
1 Satz 3 BVO sinngemäß anzuwenden. 



1.2 Gewährung von Beihilfe an teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer

1.2.1 Vor Inkrafttreten des 69. Tarifvertrages zur Änderung des BAT bzw. des Änderungstarifvertrages Nr. 54 
zum MTL 11, jeweils vom 25. April 1994, beschränkte sich die Anwendung der Beihilfetarifverträge auf 
die vom Geltungsbereich der Manteltarifverträge erfassten Arbeitnehmer, deren arbeitsvertraglich ver-
einbarte durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit mindestens die Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitzeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Arbeitnehmers betrug.

Seit der Änderung des § 40 BAT bzw. § 46 MTL 11 - mit Wirkung vom 1. März 1996 wurde der MTL 11 
ersetzt durch den MTArb - zum 1. September 1994 finden die Beihilfetarifverträge ab diesem Zeitpunkt 
auch auf unterhälftig Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer Anwendung, es sei denn, diese Arbeitnehmer 
sind nach § 3 Buchst. n BAT bzw. § 3 Abs. 1 Buchst. m MTArb oder sonst vom Geltungsbereich der 
Manteltarifverträge ausgenommen. Auf die Ausführungen unter Teilziffer 1.2.2 und 1.2.3 wird in diesem 
Zusammenhang besonders hingewiesen 

Für seit dem 1. September 1994 entstandene Aufwendungen von Teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmern 
ist die errechnete Beihilfe - das ist der Betrag, der an einen vollbeschäftigten Arbeitnehmer nach Anwendung 
des § 15 BVO zu zahlen wäre - anteilig entsprechend der Wochenarbeitszeit zu gewähren, die im Einzelfall 
zum Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen (vgl. § 5 Abs. 2 BVO) vereinbart war (hierdurch unterliegen 
im Ergebnis auch alle pauschalen Beihilfen sowie die Kostendämpfungspauschale der Anteilsberechnung). 

Auf das Rundschreiben des Finanzministeriums vom 18. Juli 1994, Az - P 7910 - 71/93 (s. Staatsanzeiger 
Nr. 60 vom 30. Juli 1994) wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

Das Bundesarbeitsgericht hat in seinem Urteil vom 19. Februar 1998 - 6 AZR 460/96 bestätigt, dass die 
Bestimmung des § 40 Unterabs. 2 BAT über die arbeitszeitanteilige Beihilfe bei Teilzeitbeschäftigten Angestell-
ten nicht gegen höherrangiges Recht verstößt.

1.2.2 Nach den Urteilen des Bundesarbeitsgerichts vom 1. November 1995 - 5 AZR 84/94 und 5 AZR 
880/94 - sowie vom 28. März 1996 - 6 AZR501/95 - verstoßen § 3 Buchst. n BAT und die Protokollnotiz 
hierzu insoweit gegen den Gleichheitssatz des Artikels 3 Abs. 1 des Grundgesetzes bzw. gegen § 2 Abs. 
1 des Beschäftigungsförderungsgesetzes und sind daher insoweit nichtig bzw. rechtsunwirksam, als 
diese tarifvertraglichen Bestimmungen Angestellte vom Geltungsbereich des BAT ausnehmen, die als 
Studierende nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei 
sind (2. Alternative des § 3 Buchst. n BAT) oder die nebenberuflich tätig sind (3. Alternative des § 3 
Buchst. n BAT und die Protokollnotiz hierzu). Die Tarifvertragsparteien haben mit der Neuregelung des 
§ 3 Buchst. n BAT bzw. des § 3 Abs. 1 Buchst. m MTArb durch die Änderungstarifverträge zum BAT 
bzw. MTArb vom 5. Mai 1998 (GABI. S. 615) aus dieser höchstrichterlichen Rechtsprechung allgemeine 
Folgerungen gezogen; seit 1. Januar 1998 sind die vorgenannten Beschäftigten nicht mehr vom Gel-
tungsbereich der Manteltarifverträge ausgenommen. Sind im Rahmen der Umsetzung dieser Recht-
sprechung bzw. dieser Änderungstarifverträge mit Arbeitnehmern des Landes BAT- bzw. MTArb-Ar-
beitsverträge abgeschlossen worden, besteht für Aufwendungen, die in der Zeit ab Vertragsabschluss 
entstehen, Anspruch auf arbeitszeitanteilige Beihilfe entsprechend den vorgenannten Grundsätzen, so-
weit die Arbeitsverhältnisse zum Land in diesen Fällen bereits vor dem 1. Oktober 1997 begründet 
wurden. Dabei erhalten Arbeitnehmer, wenn sie als Studierende nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 SGB V der Ver-
sicherungspflicht unterliegen, Beihilfe wie in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherte teil-
zeitbeschäftigte Arbeitnehmer. 

1.2.3 Infolge der Streichung des § 3 Buchst. n BAT bzw. des § 3 Abs. 1 Buchst. m MTArb durch die Ände-
rungstarifverträge zum BAT bzw. MTArb vom 29. Oktober 2001 (GABI. 2002 S. 123) sind die im Sinne 
des § 8 SGB IV geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer des Landes ab 1. Januar 2002 nicht mehr vom 
Geltungsbereich der Manteltarifverträge ausgenommen. Das Finanzministerium weist zur Klarstellung 
darauf hin, dass diese Arbeitnehmer auch weiterhin keinen Anspruch auf Beihilfe haben und daher inso-
weit wie nach dem 30. September 1997 neu eingestellte BAT-/MTArb-Arbeitnehmer des Landes zu 
behandeln sind (Ausschluss der Anwendung der Beihilfetarifverträge vom 26. Mai 1964).



2   Zu § 2: 

2.1 Beihilfegewährung in Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, des Mutterschutzes und der Elternzeit

2.1.1 Nach § 2 Abs. 1 der Beihilfetarifverträge werden abweichend von § 2 Abs. 2 BVO auch Beihilfe über 
die Bezugszeit der tariflichen Krankenbezüge hinaus sowie für die Bezugszeit des Mutterschaftsgeldes 
nach § 13 MuSchG gewährt. Das Finanzministerium ist ferner damit einverstanden, dass auch zu 
Aufwendungen, die während einer nach § 45 Abs. 3 SGB V bewilligten unbezahlten Freistellung von 
der Arbeit entstanden sind, Beihilfe gewährt wird. 

2.1.2  Während der Elternzeit besteht keine Beihilfeberechtigung nach den Beihilfetarifverträgen. Übt ein 
Arbeitnehmer während der Elternzeit eine erziehungsgeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung beim 
Land aus, bestimmt sich der Anspruch auf Beihilfe ausschließlich nach diesem Beschäftigungsver-
hältnis. Auf die Ausführungen unter Teilziffer 1.2.1, 1.2.2 und 1.2.3 wird in diesem Zusammenhang 
besonders hingewiesen. 

2.2  Beihilfe für berücksichtigungsfähige Kinder

§ 2 Abs. 2 der Beihilfetarifverträge ist durch den Wegfall des Kinderzuschlags ab 1. Januar 1975 ge-
genstandslos. Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für nicht selbst Beihilfeberechtigte Kinder richtet 
sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 BVO danach, ob die Kinder beim Ortszuschlag (Sozialzuschlag bei Arbeitern) 
bzw. Familienzuschlag berücksichtigungsfähig sind.

3  Zu § 3 des Beihilfetarifvertrags Angestellte, § 4 des Beihilfetarifvertrags Arbeiter 

3.1  Gewährung von Beihilfe an pflichtversicherte Arbeitnehmer

3.1.1  Pflichtversicherte Arbeitnehmer, für die der Arbeitgeber Pflichtbeiträge leistet, sind ausschließ-
lich auf die ihnen zustehenden Sachleistungen angewiesen. Das gilt auch für ihre berücksichtigungs-
fähigen Angehörigen, die nach § 10 SGB V familienversichert sind oder deshalb nicht familienversichert 
sind, weil sie selbst in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert oder freiwillig versichert 
sind. Für beihilfefähige Aufwendungen für berücksichtigungsfähige Angehörige, denen kein gesetzli-
cher Versicherungsschutz gewährleistet ist, kann den pflichtversicherten Arbeitnehmern Beihilfe 
ebenso nur insoweit gewährt werden, als sie selbst hierfür Beihilfe erhalten würden, wenn die Aufwen-
dungen in ihrer eigenen Person entstanden wären.

3.1.2  Der Umfang des Versicherungsschutzes und die Art der Leistungen in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung werden durch das Dritte Kapitel SGB V (§§ 11 ff.) bestimmt. Der Leistungsrahmen richtet 
sich jeweils nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der Medizin. Auf 
diese Leistung hat der Versicherte einen Rechtsanspruch. Der Versicherte hat seinen Leistungsan-
spruch ggf. im Rechtswegs durchzusetzen. 

Der Pflichtversicherte ist nach den Beihilfetarifvertraglichen Bestimmungen auf die Inanspruchnahme 
dieser Versicherungsleistungen verwiesen. 

Aufwendungen, die dadurch entstanden sind, dass er (oder seine berücksichtigungsfähigen Angehöri-
gen) die zustehenden Sachleistungen nicht in Anspruch genommen hat (haben) oder sich anstelle einer 
möglichen Sachleistung eine Barleistung gewähren lässt (lassen), sind daher nicht beihilfefähig. Dies gilt auch 
für den Fall, dass anstelle einer Sach- oder Dienstleistung Kostenerstattung nach §13 Abs. 2 SGB V in der durch 
das GKV-Modernisierungsgesetz vom 14. November 2003 (BGBl. I S. 2190) ab 1. Januar 2004 geänderten 
Fassung gewährt wurde. 

Nimmt z.B. der Pflichtversicherte anstelle der kassenärztlichen Behandlung eine privatärztliche Behandlung o-
der die Behandlung eines Heilpraktikers in Anspruch, kann für die dadurch entstehenden Aufwendungen keine 
Beihilfe gewährt werden (vgl. hierzu Urteil des BAG vom 1. 8. 1991 - 6 AZR 541/88). 

3.1.3  Soweit dem pflichtversicherten Arbeitnehmer ein Anspruch auf eine Sachleistung nicht zusteht oder er vom 
Versicherungsträger nur einen Zuschuss beanspruchen kann, ist Beihilfe für die ggf. um die zustehenden Ver-
sicherungsleistungen (Zuschüsse) gekürzten beihilfefähigen Aufwendungen zu gewähren. Das Gleiche gilt für 
Aufwendungen für berücksichtigungsfähige Angehörige, die familienversichert oder selbst in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflicht- oder freiwillig versichert oder privatversichert sind.



3.1.4  Aufwendungen, für die der Versicherungsträger keine Sachleistung mehr erbringt, weil sie der Ge-
setzgeber nicht mehr als der gesetzlichen Krankenfürsorge zugehörig betrachtet und daher aus dem 
Sachleistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung ausgenommen hat, sind nicht beihilfefähig. 

Hierzu zählen seit 1. Januar 2004 (Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des GKV-Modernisierungsgesetzes 
vom 14. November 2003) beispielsweise die Kosten für Brillen/Sehhilfen, Fahrtkosten, Kosten für eine 
medizinisch nicht begründbare Sterilisation, Kosten für eine künstliche Befruchtung. Aufwendungen aus 
Anlass der Geburt eines Kindes oder in Todesfällen sind im Rahmen der Regelung des § 11 bzw. § 12 
BVO weiterhin beihilfefähig. 

3.1.5 Bei Aufwendungen für Zahnersatz und zahnkonservierende Maßnahmen gilt Folgendes: 

Die bis zum 30. Juni 2005 entstehenden Aufwendungen für Zahnersatz werden im Rahmen der Beihil-
fevorschriften als beihilfefähig anerkannt. Die gewährten Leistungen (Zuschüsse) der gesetzlichen 
Krankenkasse sind auf die beihilfefähigen Aufwendungen anzurechnen; dabei gelten stets die auf 65 
v.H. erhöhten Zuschüsse als gewährte Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse.

Die ab 1. Juli 2005 entstehenden Aufwendungen für Zahnersatz werden mit Blick auf die gesetzliche 
Neuregelung beim Zahnersatz durch das GKV-Modernisierungsgesetz vom 14. November 2003 (BGBl. 
I S. 2190) und das Gesetz zur Anpassung der Finanzierung von Zahnersatz vom 15. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3445) nur noch im Rahmen der §§ 55, 56 SGB V (Regelversorgung) als beihilfefähig aner-
kannt. Die gewährten Leistungen (Festzuschüsse) der gesetzlichen Krankenkasse sind auf die beihilfe-
fähigen Aufwendungen anzurechnen; dabei gelten stets die nach § 55 Abs. 1 Sätze 2 bis 5 SGB V auf 
65 v.H. erhöhten Festzuschüsse als gewährte Leistungen der gesetzlichen Krankenkasse. Mehrkosten, 
die sich ergeben, weil ein über die Regelversorgung hinausgehender gleichartiger Zahnersatz gewählt (§ 
55 Abs. 4 SGB V) oder eine von der Regelversorgung abweichende, andersartige Versorgung durchge-
führt wird (§ 55 Abs. 5 SGB V), sind nicht beihilfefähig. 

Für implantologische Leistungen, funktionsanalytische und funktionstherapeutische Maßnahmen im 
Sinne von § 28 Abs. 2 SGB V können Pflichtversicherte nach wie vor keine Beihilfe erhalten. 

Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern sind Aufwendungen für Edelmetall-, Keramik- und Kunststoff-
füllungen nicht beihilfefähig, weil die zahnärztliche Versorgung mit Füllungen als Sachleistung gilt. Da-
her kann auch für Mehrkosten, die ein Pflichtversicherter selbst zu tragen hat, weil er bei Zahnfüllungen 
eine über die vertragszahnärztlichen Richtlinien hinausgehende Versorgung wählt und die Kranken-
kasse nur die vergleichbare preisgünstigste plastische Füllung als Sachleistung abrechnet, keine Bei-
hilfe gewährt werden.

3.2 Gewährung von Beihilfe bei Behandlung bzw. Rehabilitation in nicht als Krankenhaus zugelassenen 
Einrichtungen sowie bei Kuren 

Von der Bestimmung des § 3 Abs. 2 des Beihilfetarifvertrags Angestellte bzw. § 4 Abs. 2 des Beihilfe-
tarifvertrags Arbeiter werden nur Versicherungsträger erfasst, an die Beiträge unter Beteiligung des 
Arbeitgebers geleistet werden. Als Sanatoriumsaufenthalt im Sinne dieser tarifvertraglichen Bestim-
mungen ist die Behandlung bzw. die Rehabilitation in nicht als Krankenhaus zugelassenen Einrichtungen 
(§ 7 BVO) zu verstehen, als Heilkur eine Kur der in § 8 BVO genannten Art. In beiden Fällen ist eine 
vorherige Anerkennung der Beihilfefähigkeit notwendig. Für Arbeitnehmer, die der Krankenversiche-
rungspflicht nicht unterliegen und für die der Arbeitgeber keinen Zuschuss nach § 257 SGB V gewährt, 
ist somit für die Anerkennung der Beihilfefähigkeit einer Behandlung bzw. einer Rehabilitation in nicht 
als Krankenhaus zugelassenen Einrichtungen (§ 7 BVO) oder einer Kur (§ 8 BVO) lediglich die Vorlage 
des Bescheids des Rentenversicherungsträgers (vorausgesetzt, dass sich der Arbeitgeber an den Bei-
trägen zur gesetzlichen Rentenversicherung beteiligt) erforderlich, dass die Bewilligung einer solchen 
Behandlung, Rehabilitation oder Kur abgelehnt oder die Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten 
zugesagt ist. Beteiligt sich der Arbeitgeber sowohl an den Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung als auch zur gesetzlichen Rentenversicherung, ist Voraussetzung für die Anerkennung der Beihil-
fefähigkeit nach Maßgabe des § 7 bzw. des § 8 BVO zunächst die Entscheidung des Trägers der 
Rentenversicherung, alsdann auch die Entscheidung des Trägers der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. 



Die Ablehnung eines Antrags auf Bewilligung einer Behandlung bzw. Rehabilitation im Sinne des § 7 
BVO oder einer Kur im Sinne des § 8 BVO durch den Versicherungsträger aus Gründen, die der Arbeit-
nehmer zu vertreten hat, kann nicht als Ablehnung der in § 3 Abs. 2 bzw. § 4 Abs. 2 der Beihilfetarif-
verträge genannten Art angesehen werden. Zu beachten ist ferner, dass weitere Voraussetzung für 
die Anerkennung der Beihilfefähigkeit ist, dass der Amts- oder Vertrauensarzt die Durchführung ei-
ner solchen Maßnahme gleichwohl für unaufschiebbar erachtet. 

Ist eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit nicht möglich, sind bei in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung Pflichtversicherten keine der in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten beihilfefähig - insbe-
sondere nicht Aufwendungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BVO, weil diesen Personen die genannten 
Aufwendungen als Sachleistungen zustehen. 

3.3  Keine Beihilfegewährung für Aufwendungen bei Pflegebedürftigkeit (§ 9 BVO) 

Gemäß § 40 BAT i.d.F. des 66. Änderungstarifvertrages sowie § 46 MTL II i.d.F. des 51. Änderungstarif-
vertrages, jeweils vom 24. April 1991, sind Aufwendungen im Sinne des § 9 der Beihilfevorschriften des 
Bundes nicht beihilfefähig. 

§ 9 der Beihilfevorschriften des Bundes erfasst sämtliche Aufwendungen bei Pflegebedürftigkeit, d.h. 
neben den Aufwendungen für stationäre auch die für teilstationäre und häusliche Pflege. Durch die 
Verweisung in § 40 BAT bzw. § 46 MTArb auf § 9 der Beihilfevorschriften des Bundes wird klargestellt 
dass tariflichen Arbeitnehmern des Landes für Aufwendungen bei Pflegebedürftigkeit im Sinne der 
Sozialen Pflegeversicherung (SGB XI) keine Beihilfe gewährt werden kann; sie sind somit nicht beihil-
feberechtigt im Sinne des § 28 Abs. 2 SGB Xl. 

Wegen der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen im Zusammenhang mit von Ärzten begründet als not-
wendig bescheinigter vorübergehender häuslicher Krankenpflege wird auf § 6 Abs. 1 Nr. 7 BVO hinge-
wiesen.

4  Gewährung von Beihilfe an nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer 

Nach § 1 des Tarifvertrages vom 26. Mai 1964 erhalten Angestellte in Krankheits-, Geburts- und 
Todesfällen Beihilfen in sinngemäßer Anwendung der für die Beamten geltenden Beihilfevorschriften. 
Diese gehen davon aus, dass der Beamte in angemessenem Umfang Vorsorge aus eigenen Mitteln 
trifft und dass diese Eigenvorsorge aufgrund der Fürsorgepflicht des Dienstherrn durch die Beihilfe er-
gänzt wird.

4.1 Rechtslage vor dem 1. Januar 1971

Vor dem 1. Januar 1971 hatten die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht pflichtversicherten 
Angestellten keinen Anspruch auf Beteiligung des Arbeitgebers an den Beiträgen zu ihrer freiwilligen 
Krankenversicherung. Die Aufwendungen dieser Angestellten in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 
waren daher nach § 1 des Tarifvertrages nach Maßgabe der Beihilfevorschriften für Beamte beihilfe-
fähig. Für pflichtversicherte Angestellte, die bereits vor dem 1. Januar 1971 Anspruch auf Beteiligung 
des Arbeitgebers an den Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung hatten, enthält der Tarifver-
trag in § 3 Abs.1 eine abweichende Regelung. Danach werden diese Angestellten grundsätzlich auf die 
Sachleistungen der gesetzlichen Krankenversicherung verwiesen; nur in Fällen, in denen die Träger der 
Krankenversicherung lediglich Zuschüsse gewähren, besteht Anspruch auf Beihilfe nach Abzug der Zu-
schüsse von den beihilfefähigen Aufwendungen. In dieser Regelung liegt die Hauptbedeutung des Ta-
rifvertrages vom 26. Mai 1964. Grundlage für die Einbeziehung der in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung nicht pflichtversicherten Angestellten in die volle Beihilfeberechtigung war somit die Tatsache, 
dass sich der Arbeitgeber an der Eigenvorsorge, d.h. an den Beiträgen zur Krankenversicherung die-
ser Angestellten - wie der Dienstherr bei den Beamten - nicht beteiligte.



4.2  Rechtslage ab 1. Januar 1971

Diese Grundlage für die uneingeschränkte Beihilfegewährung ist am 1. Januar 1971 mit dem Inkraft-
treten des § 405 Reichsversicherungsordnung (RVO), der auch den nicht pflichtversicherten Angestell-
ten einen Anspruch auf Arbeitgeberzuschuss zum Krankenversicherungsbeitrag einräumte, wegge-
fallen. Dieser einschneidenden Änderung der dem Tarifvertrag vom 26. Mai 1964 zugrundeliegen-
den Rechtslage ist bei der Weiteranwendung unter Berücksichtigung der Grundsätze von Treu und 
Glauben Rechnung zu tragen (vgl. dazu Urteil des BAG vom 28. Januar 1964 in AP Nr. 92 zu § 242 
BGB - Ruhegehalt -). Hierbei ist von dem Willen der Tarifvertragsparteien auszugehen, wie er sich 
aus der Regelung für die Pflichtversicherten ergibt. Das bedeutet, dass die nach § 405 RVO zuschuss-
berechtigten nicht pflichtversicherten Angestellten grundsätzlich wie die pflichtversicherten Angestell-
ten zu behandeln wären.

4.3 Rechtslage ab 1. Januar 1989

Mit Wirkung vom 1. Januar 1989 ist § 405 RVO durch § 257 SGB V ersetzt worden. Unter die Zu-
schussregelung fallen nunmehr auch versicherungsfreie Arbeiter/-Innen.

4.4  Rechtslage ab 1. Juli 1997

Das Finanzministerium war bisher der Auffassung, dass die frühere Rechtstellung der nicht pflichtver-
sicherten Arbeitnehmer bei der Gewährung von Beihilfen nicht unberücksichtigt bleiben kann. Durch 
das 2. GKV-Neuordnungsgesetz vom 23. Juni 1997 erfolgte insoweit eine Gleichstellung aller Mitglie-
der der gesetzlichen Krankenversicherung, als ab 1. Juli 1997 auch Pflichtversicherte und ihre mitver-
sicherten Familienangehörigen anstelle der Sach- und Dienstleistung Kostenerstattung für Leistun-
gen wählen konnten, die sie von den im Vierten Kapitel des SGB V genannten Leistungserbringern in 
Anspruch nahmen. Diese Änderung ist durch das GKVSolG vom19. Dezember 1998 zwar dahin ge-
hend rückgängig gemacht worden, dass ab 1. Januar 1999 wieder die pflichtversicherten Mitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung und ihre mitversicherten Familienangehörigen auf die Sach- 
und Dienstleistungen der Krankenkassen verwiesen werden. Auf Grund der rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 1999 in Kraft getretenen Änderung des GKV-SolG durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (2.SGB 111-ÄndG) vom 21. Juli 1999 (BGBl. I 
S. 1648) wird der ursprüngliche Rechtszustand aber insoweit aufrecht erhalten, als denjenigen Pflichtver-
sicherten, die vor dem 1. Januar 1999 rechtswirksam Kostenerstattung gewählt hatten, diese Möglich-
keit belassen wird. Durch das GKV-Modernisierungsgesetz vom 14. November 2003 wird ab 1. Januar 
2004 allen gesetzlich Krankenversicherten die Möglichkeit eingeräumt, anstelle der Sach- oder Dienst-
leistung Kostenerstattung zu wählen. 

Die Rechtslage ab 1. Juli 1997 (bzw. 1. Januar 1999) und 1. Januar 2004 lässt es nicht mehr sachge-
recht erscheinen, dass freiwillig gesetzlich Versicherte, die Anspruch auf einen Beitragszuschuss nach § 
257 SGB V haben, und Pflichtversicherte bezüglich der Beihilfe unterschiedlich behandelt werden.

4.5  Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer mit Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V 

Bei der Gewährung von Beihilfe an nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer, die Anspruch auf Beitrags-
zuschuss nach § 257 SGB V haben, ist daher - abweichend von § 5 Abs. 3 BVO - wie folgt zu verfah-
ren:

4.5.1  Im Zeitraum des Zuschussanspruchs entstandene beihilfefähige Aufwendungen sind um die hierfür 
zustehenden Leistungen aus einer gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung zu mindern; Bei-
hilfe kann nur für den Restbetrag gewährt werden. Bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versicherten Arbeitnehmern, die wegen der Inanspruchnahme eines an der Versorgung der ge-
setzlich Versicherten nicht teilnehmenden Behandlers (z.B. Behandlung durch einen Nichtkassenarzt 
oder Heilpraktiker) keine Kassenleistungen erhalten, sind diejenigen Leistungen anzurechnen, die der 
Krankenkasse im Falle einer kassenärztlichen Behandlung nach den jeweils geltenden gesetzlichen, 
satzungsmäßigen und vertraglichen Bestimmungen entstanden wären; kann ein Nachweis darüber nicht 
erbracht werden, sind die beihilfefähigen Aufwendungen um 50 v.H. zu kürzen.



Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass der Versicherte eine beim Behandler mögliche Dienst- oder 
Sachleistung nicht in Anspruch nimmt, gelten als nicht beihilfefähige Sachleistungen i.S. des § 5 Abs. 4 Nr. 1 
BVO. Aufwendungen, die von der Krankenkasse im Rahmen der Kostenerstattung nicht ersetzt werden, weil 
der freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Arbeitnehmer mit der Krankenkasse einen 
Selbstbehalt nach § 53 SGB V in der Fassung des GKV-Modernisierungsgesetzes vom 14. November 2003 
vereinbart hat, sind nicht beihilfefähig.

4.5.2  In den Fällen von freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmern, die An-
spruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V haben, gelten die vorstehend unter Teilziffer 4.5.1 genannten 
Regelungen nur noch für Aufwendungen, die in der Zeit bis einschließlich 30. November 1997 (Übergangszeit) 
entstanden sind. 

Für Aufwendungen, die ab 1. Dezember 1997 entstehen, erhalten diese Arbeitnehmer Beihilfe wie Pflicht-
versicherte, d.h. die Ausführungen unter Ziffer 3 dieser Durchführungshinweise gelten entsprechend. Dass 
diese Regelung rechtlich nicht zu beanstanden ist, hat das Bundesarbeitsgericht in seinem Urteil vom 8. Mai 
2003 - 6 AZR 43/02 - bestätigt.

4.5.3  Die dem Arbeitnehmer aus einer privaten Krankenversicherung zustehenden Leistungen sind auch 
dann auf die beihilfefähigen Aufwendungen anzurechnen, wenn er anstelle dieser Leistungen Bei-
tragsrückgewähr in Anspruch nimmt. Dies gilt entsprechend für freiwillig in der gesetzlichen Kranken-
versicherung versicherte Arbeitnehmer, die von der Möglichkeit der Beitragsrückzahlung nach § 54 
SGB V n.F. Gebrauch machen, soweit in diesen Fällen nicht bereits Teilziffer 4.5.2, zweiter Absatz 
zur Anwendung kommt. 

4.5.4  Leistungen aus bestehenden privaten Versicherungsverhältnissen, die nicht in die Zuschussberech-
nung nach § 257 SGB V einbezogen wurden, sind auch nicht auf die beihilfefähigen Aufwendungen 
anzurechnen. Außerdem unterbleibt eine Anrechnung der privaten Versicherungsleistungen, wenn 
während der Zeit, in der die beihilfefähigen Aufwendungen entstanden sind, kein Anspruch auf Bei-
tragszuschuss nach § 257 SG V bestanden hat (z.B. wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen nach § 
37 Absatz 2 BAT oder wegen Bezugs von Mutterschaftsgeld nach § 13 MuSchG). 

Gleichwohl sind die nicht auf die beihilfefähigen Aufwendungen angerechneten Versicherungsleistun-
gen bei der Begrenzung der Beihilfe (§15 Abs. 2 BVO) zu berücksichtigen.

4.5.5  Für die Bemessung der Beihilfe ist § 14 Abs. 4 BVO nicht anzuwenden; der Bemessungssatz ergibt 
sich aus § 14 Abs. 1 (ggf. Abs. 3) BVO (vgl. hierzu Urteil des BAG vom 15. 2.1990 - 6 AZR 383/88). 

4.5.6  Für künftige Fälle von freiwillig gesetzlich oder privat krankenversicherten Arbeitnehmern, die ihren 
bestehenden Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V nicht verwirklichen, gelten die Re-
gelungen der vorstehenden Teilziffern 4.5.1 bis 4.5.5 entsprechend.

Diese Änderung, die im Zusammenhang mit der aktuellen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
(Urteil vom 8. Oktober 1998 - B 12 KR 19/97 R - zur Frage des Verzichts auf den Beitragszuschuss 
nach § 257 SGB V) steht, beruht auf einem entsprechenden Beschluss der Mitgliederversammlung der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder vom 1. Juni 1999.

Das Finanzministerium erhebt keine Einwendungen, wenn in ,,Altfällen'' (das sind Arbeitnehmer, die 
bereits vor dem 1. November 1999 ihren bestehenden Anspruch auf Beitragszuschuss nicht verwirklicht 
haben) aus Vertrauensschutzgründen wie bisher nach der Regelung der Teilziffer 4.6 verfahren wird. 

4.6 Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer ohne Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V

Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer, die keinen Anspruch auf Beitragszuschuss nach § 257 SGB V 
haben, erhalten unvermindert Beihilfe nach Maßgabe der BVO.



4.7  Beihilfe zu den Aufwendungen für Wahlleistungen im Krankenhaus

Für beihilfeberechtigte Arbeitnehmer, die bereits vor dem 1. April 2004 Beihilfe zu den Aufwendungen 
für Wahlleistungen im Krankenhaus (Zweibettzimmer, Chefarztbesuch) erhalten konnten - das sind 
die am 31. März 2004 nicht pflichtversicherten Arbeitnehmer ohne Anspruch auf Beitragszuschuss 
nach § 257 SGB V (vgl. vorstehende Teilziffer 4.6) und die am 31. März 2004 privat krankenversi-
cherten Arbeitnehmer - gilt ab 1. April 2004 § 6 a Abs. 2 BVO (,,13-Euro-Regelung'') entsprechend.

Soweit diese Arbeitnehmer Teilzeitbeschäftigt sind, wird der Betrag von monatlich 13 Euro entspre-
chend dem Beschäftigungsumfang anteilig erhoben. Besteht für volle Kalendermonate (z.B. wegen 
Ablaufs der Krankenbezugsfrist) kein Anspruch auf Bezüge, ist der Betrag von 13 Euro nicht zu zahlen. 
Endet die Beihilfeberechtigung im Laufe eines Kalendermonats (z.B. wegen Beurlaubung ohne Be-
züge, Elternzeit), wird der Betrag von 13 Euro anteilig erhoben.

5  Keine Beihilfe bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses wegen Beteiligung an Arbeitskampfmaßnah-
men

Beihilfe wird nicht zu Aufwendungen gewährt, die in einem Zeitpunkt entstanden sind, in dem das 
Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers wegen Beteiligung an einer Arbeitskampfmaßnahme geruht hat 
und der Arbeitnehmer aus diesem Grunde keinen Anspruch auf Arbeitsentgelt hatte. Dies gilt auch 
für sonstige Arbeitnehmer, die wegen einer Arbeitskampfmaßnahme keinen Anspruch auf Arbeitsent-
gelt haben.

6  Ausschlussfrist

Für die Beihilfeansprüche gilt nicht die Ausschlussfrist des § 70 BAT bzw. § 72 MTArb, sondern die 
Ausschlussfrist des § 17 Abs. 10 BVO.

Diese Hinweise treten ab 1. April 2004 an die Stelle der bisherigen Hinweise und Rundschreiben zu den Beihilfe-
tarifverträgen.


